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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Finanz- und Ausgabenordnung

Ende November präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zur Totalrevision des
Finanzhaushaltgesetzes. Diese ist notwendig, damit der Bund bis 2007 ein neues
Rechnungsmodell einführen kann, bei dem Budgetierung, Buchführung und
Rechnungslegung neu einheitlich nach kaufmännischen Grundsätzen erfolgen und
Rechnungsaufbau und Finanzberichterstattung der in der Privatwirtschaft
gebräuchlichen Darstellung entsprechen. Die Gesetzesrevision sieht zudem die
Verankerung der finanziellen Steuerung von Verwaltungseinheiten vor, welche mit
Leistungsauftrag und Globalbudget (FLAG) geführt werden. Damit stellt das neue
Rechnungsmodell die notwendigen Informationen sowohl für die strategisch-politische
Steuerung als auch für die operative Ebene der Verwaltungs- und Betriebsführung
bereit, indem es die Transparenz über die durch die politischen Behörden zu
treffenden Entscheide verbessert und das Parlament bei der Ausübung seiner
Budgethoheit unterstützt. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.11.2004
MAGDALENA BERNATH

Im Frühjahr nahm der Nationalrat die Beratungen zur Totalrevision des
Finanzhaushaltgesetzes in Angriff. Eintreten war unbestritten. In der Detailberatung
scheiterte die Linke mit all ihren Anträgen, welche die unverändert übernommenen
Bestimmungen zur Schuldenbremse betrafen: Weder müssen Parlament und Regierung
bei der Führung des Bundeshaushaltes künftig ausser der Finanzierungs- und der
Erfolgssicht auch der Konjunktur Rechnung tragen, noch wird der Bund dazu
verpflichtet, die ihm gesetzlich zustehenden Einnahmen lückenlos und fristgerecht
geltend zu machen; Bundesrat und Bundesversammlung haben jedoch weiterhin bei
jeder Vorlage den aus der Schuldenbremse resultierenden Höchstbetrag der
Gesamtausgaben zu berücksichtigen. Ebenfalls keine Mehrheit fand das Anliegen der
Linken, die Regierung solle beim Entwerfen und beim Vollzug des Voranschlages die
sich bietenden Möglichkeiten für Mehreinnahmen nutzen. Bei den dringlichen
Kreditbegehren beschnitt die grosse Kammer gegen die Empfehlungen von FDP und
CVP mit 88:67 Stimmen die Kompetenzen von Bundesrat und Finanzdelegation:
Letztere sollte nur noch Beiträge von maximal 0,5% der im laufenden Jahr budgetierten
Einnahmen (zur Zeit ca. 250 Mio Fr.) bewilligen dürfen, einem höheren Kreditbetrag
müsste das Parlament zustimmen, notfalls an einer ausserordentlichen Session; die
Ratsminderheit hatte vergeblich darauf hingewiesen, dass es sich beim Fall Swissair, wo
die Finanzdelegation im Schnellverfahren 1,2 Mia Fr. gesprochen und so das Parlament
vor vollendete Tatsachen gestellt hatte, um eine einmalige Situation gehandelt habe. Um
sicherzustellen, dass die Schuldenbremse auf alle Fälle eingehalten wird, verschärfte
der Nationalrat gegen den Widerstand von Regierung und links-grünem Lager das
parlamentarische Verfahren bei der Behandlung des Budgets: Neu darf der
Einigungsantrag über den Voranschlag des Bundes gegenüber dem Beschluss der
dritten Beratung, der den tieferen Betrag vorsieht, nur Mehrausgaben vorsehen, die
keine Überschreitung des Höchstbetrages zur Folge haben. Schliesslich verstärkte die
grosse Kammer die Mitwirkung des Parlaments und entschied, dass der Finanzplan den
Räten nicht wie bis anhin nur zur Kenntnisnahme, sondern zur Genehmigung vorzulegen
sei. Die Vorlage passierte die Gesamtabstimmung mit 93:61 Stimmen; abgelehnt wurde
sie von den Grünen und den Sozialdemokraten. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.2005
MAGDALENA BERNATH

In der Sommersession behandelte der Ständerat  die Totalrevision des
Finanzhaushaltsgesetzes: Er begrüsste die bessere Vergleichbarkeit der
Rechnungslegung des Bundes mit jener der Kantone, der Gemeinden, aber auch des
Auslandes. In der Detailberatung verpflichtete er Parlament und Regierung, Sach- und
Finanzierungsentscheide soweit als möglich aufeinander abzustimmen. Unverändert
aus dem alten Gesetz übernommen wurden die Ausführungsnormen zur
Schuldenbremse; abgelehnt wurde hingegen ein Antrag Leuenberger (sp, SO), beim
Entwurf und Vollzug des Voranschlags auch nach Möglichkeiten für Mehreinnahmen zu
suchen. Bei der dringlichen Kreditsprechung beharrte die kleine Kammer im Gegensatz
zum Nationalrat auf dem geltenden Recht, wonach der Bundesrat eine nicht
budgetierte Aufgabe, die keinen Aufschub erträgt, vor der Bewilligung eines
Nachtragskredites durch die Bundesversammlung beschliessen kann, wobei er wenn
möglich die vorgängige Zustimmung der Finanzdelegation einholt. Um weitere Fälle

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2005
MAGDALENA BERNATH
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analog dem Scheitern des Rüstungsprogramms 2004 zu verhindern, schlug Reimann
(svp, AG) eine Änderung im Differenzbereinigungsverfahren vor: Die Einigungskonferenz
sollte zu jeder einzelnen Differenz eines Budgets oder eines Verpflichtungskredits
einen separaten Antrag stellen; bei Ablehnung des Antrages sollte der
Verpflichtungskredit gestrichen resp. der tiefere Betrag aus der dritten Beratungsrunde
gelten. Bundesrat Merz und die Ratsmehrheit argumentierten, dieses Vorgehen
durchbräche den Grundsatz der Gesamtbereinigung und gefährde die positive
Konsensfindung, worauf der Vertreter der SVP seinen Vorschlag zurückzog. Beim
Finanzplan hielt der Ständerat ebenfalls an der bestehenden Regelung, Kenntnisnahme
und nicht Genehmigung durch das Parlament, fest. Die Vorlage passierte die
Gesamtabstimmung mit 19 Stimmen bei drei Enthaltungen. 3

Im Differenzbereinigungsverfahren der Totalrevision des Finanzhaushaltsgesetzes
setzte sich der Ständerat mit seiner Ablehnung einer „Lex Swissair“ durch; die
Kompetenzen von Bundesrat und Finanzdelegation bei der Bewilligung von dringlichen
Krediten werden nicht eingeschränkt. Künftig ist der Bundesrat verpflichtet, das Budget
bis spätestens Ende August zuhanden der Räte zu verabschieden. Und um die
Einflussmöglichkeiten des Parlaments zu verstärken, hat die Regierung bei einer Motion
der Bundesversammlung zum Finanzplan nicht mehr maximal zwei Jahre Zeit, um tätig
zu werden, sondern muss bereits mit dem nächsten Finanzplan berichten, wie sie das
Begehren umgesetzt hat. Weicht sie von der Motion ab, muss sie einen begründeten
Abschreibungsantrag stellen. Die Totalrevision des Finanzhaushaltsgesetzes wurde in
der Schlussabstimmung im Nationalrat mit 175:4 Stimmen bei 7 Enthaltungen und im
Ständerat mit 43:0 Stimmen angenommen. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Ende Jahr unterbreitete die Regierung dem Parlament eine Botschaft zur Teilrevision
des Finanzhaushaltsgesetzes mit dem Ziel, die Kreditsperre dauerhaft im Gesetz zu
verankern, da das befristete Kreditsperrungsgesetz von 2002 Ende 2007 ausläuft. Das
Instrument, das der Bundesrat seit 1997 im Rahmen des Voranschlags sechs Mal
beantragt hatte, hatte sich zu einem wichtigen Instrument der Haushaltsteuerung
entwickelt und den Bundeshaushalt insgesamt um über 1 Mia Fr. entlastet. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.2006
MAGDALENA BERNATH

In der Wintersession 2006 hatte der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft zur
Teilrevision des Finanzhaushaltsgesetzes (Kreditsperre) präsentiert. Ziel dieser Revision
war es, die Kreditsperre, welche einen Beitrag zur Gewährleistung eines
schuldenbremsenkonformen Bundeshaushaltes leistet, dauerhaft im
Finanzhaushaltgesetz zu verankern.

Der Ständerat trat in der Frühjahrssession diskussionslos auf die Vorlage ein. Er
präzisierte die Regeln zur Freigabe der Kreditsperre, indem er festhielt, dass die
Kreditfreigabe wegen schwerer Rezession der Genehmigung durch die
Bundesversammlung bedarf und der Bundesrat über andere Freigaben dem Parlament
in den Botschaften über die Nachtragskreditbegehren oder mit der Staatsrechnung
Bericht zu erstatten hat. In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat das Gesetz mit
35 zu 1 Stimmen an.

Im Nationalrat beantragte eine links-grüne Minderheit, nicht auf die Vorlage
einzutreten. Die Kreditsperre komme einer finanzpolitischen Bankrotterklärung des
Parlaments gleich und sei mit ihrer flächendeckenden Wirkung ein ungeeignetes
Instrument der Ausgabenbremse. Die Vertreter des bürgerlichen Lagers, welche sich
schliesslich durchsetzten, sahen in der Kreditsperre ein probates Mittel, um
übermässiges Ausgabenwachstum zu bremsen. Bei der Detailberatung wurden zwei
Minderheitsanträge des links-grünen Lagers abgelehnt. Der erste Antrag verlangte, dass
die Bundesversammlung im Beschluss über den Voranschlag Ausgaben teilweise sperren
könne, wenn die Schuldenbremse dies erfordere und der zweite Minderheitsantrag
wollte bereits eingegangene Verpflichtungen und gesetzlich zugesicherte Beiträge von
der Sperrung ausnehmen. Der Nationalrat nahm die Vorlage in der Gesamtabstimmung
mit 128 zu 68 Stimmen an. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.2007
LINDA ROHRER
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Der Bundesrat beantragte dem Parlament eine Revision des Finanzhaushaltgesetzes mit
dem Ziel, eine Ergänzungsregel zur Schuldenbremse einzuführen. Nach den
gegenwärtigen Bestimmungen haben ausserordentliche Einnahmen und Ausgaben
keinen Einfluss auf den ordentlichen Haushalt, womit sichergestellt wird, dass
einmalige und unvorhersehbare Transaktionen nicht zu grossen Schwankungen in den
ordentlichen Ausgaben führen und somit die Stetigkeit der staatlichen
Aufgabenerfüllung gefährden. Diese Handhabung des ausserordentlichen Haushalts
bewirkt aber auch, dass die nominellen Bundesschulden selbst bei einer
schuldenbremsenkonformen Finanzpolitik ansteigen können. Die nun unterbreitete
Gesetzesrevision belässt zwar den ausserordentlichen Haushalt als Sicherheitsventil
ausserhalb der Schuldenbremse, soll aber durch eine Ergänzung der bestehenden Regel
einen schleichenden Schuldenanstieg verhindern. Die Grundidee besteht darin,
Defizite des ausserordentlichen Haushaltes über den ordentlichen Haushalt
mittelfristig zu kompensieren. Als Steuerungsgrösse dient ein „Amortisationskonto“,
das neu eingeführt wird. Darin werden die ausserordentlichen Einnahmen und
Ausgaben erfasst. Weist es einen Fehlbetrag aus, so ist dieser während der folgenden
sechs Jahre durch Überschüsse im ordentlichen Haushalt abzutragen. Die neue Regel
ist insofern flexibel ausgestaltet, als sie Bundesrat und Parlament keine Vorgaben
macht, wie der Amortisationsbetrag auf die Frist von sechs Jahren zu verteilen ist. Die
Sanierung des ausserordentlichen Haushaltes erfolgt zudem „nachrangig“ zum
ordentlichen Haushalt, weshalb sie allfälligen konjunkturellen Schwankungen Rechnung
tragen kann.

Der Ständerat nahm in der Wintersession als erster die Behandlung dieses Geschäfts
auf. Während die bürgerliche Mehrheit der Finanzkommission auf den Entwurf
eintreten wollte, beantragte Fetz (BS) im Namen der SP Nichteintreten. In dieser
finanzpolitisch turbulenten Zeit sei es der vollkommen falsche Zeitpunkt, eine neue
einengende Regel in der Finanzpolitik zu beschliessen, vor allem weil man noch wenig
Erfahrung mit der 2003 eingeführten Schuldenbremse habe, da man sie noch nicht
über einen ganzen Konjunkturzyklus erlebt habe. Ausserdem sei sie klar dagegen, dass
das Parlament einen weiteren Abbau seiner Budgethoheit vornehme. Sie konnte sich
mit ihrer Argumentation aber nicht durchsetzen: Eintreten wurde mit 27 zu 8 Stimmen
beschlossen.

In der Detailberatung folgte die kleine Kammer mit einer einzigen Ausnahme dem
Bundesrat, indem sie festhielt, dass das Parlament im Fall von ausserordentlichen
Entwicklungen die Amortisation über die Frist von sechs Jahren hinaus erstrecken
kann. Obgleich das Finanzdepartement diesen Zusatz ursprünglich als unnötig
bezeichnet hatte, da eine Finanzregel grundsätzlich vom Normalfall auszugehen habe,
signalisierte Bundesrat Merz hier Einlenken. In der Gesamtabstimmung wurde der
Entwurf mit 26 zu 7 Stimmen angenommen. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.2008
MARIANNE BENTELI

Als Zweitrat befasste sich der Nationalrat mit der Ergänzungsregel zur
Schuldenbremse, die mittelfristig einen Schuldenanstieg durch ausserordentliche
Ausgaben verhindern soll. Die Ratslinke verlangte Nichteintreten auf dieses neue
Regime. Sie konnte sich jedoch mit ihren Anträgen nicht durchsetzen. Der Nationalrat
verabschiedete den Gesetzesentwurf ohne grössere Änderung, einzig die
Amortisationsfrist von sechs Jahren gab zu reden. Während die SVP-
Kommissionsminderheit diese Frist auf vier Jahre verkürzen wollte, schlug das links-
güne Lager vor, sie im Gegenteil auf zehn Jahre zu verlängern. Am Schluss setzte sich
jedoch der bundesrätliche Vorschlag von sechs Jahren durch. Mit zwei kleinen
Differenzen zum Erstrat wurde die Gesetzesanpassung im Nationalrat mit 117 zu 57
Stimmen gutgeheissen. Der Ständerat gab bei den kleinen Differenzen diskussionslos
nach, worauf die Vorlage noch in der Frühlingsssession verabschiedet werden konnte.
In der Schlussabstimmung wurde sie mit 33 zu 9 (Ständerat) bzw. 129 zu 61 (Nationalrat)
angenommen. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.2009
NATHALIE GIGER

Im Oktober veröffentlichte der Bundesrat eine Botschaft mit Vorschlägen für
Ergänzungen im Finanzhaushaltsgesetz (FHG) sowie weiterer Bundesgesetze in den
Bereichen Neues Rechnungsmodell, gewerbliche Leistungen sowie Inkasso und
Prozessführung. Es handelt sich dabei insgesamt um Änderungen auf technischer
Ebene, die jedoch eine Verbesserung der Rahmenbedingungen der Rechnungslegung
sowie die vollständige Inkraftsetzung des FHG und dessen zweckmässige Anwendung
ermöglichen. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.09.2009
NATHALIE GIGER
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Im Jahr 2009 hatte der Bundesrat eine Botschaft mit vorwiegend technischen
Anpassungen im Finanzhaushaltsgesetz (FHG) in die Vernehmlassung geschickt. Die
Vorlage enthielt verschiedene Anpassungen rund um das neue Rechnungsmodell (NRM),
eine gesetzliche Regelung möglicher gewerblicher Aktivitäten einiger
Bundesverwaltungsstellen und eine Regelung der Befugnisse der Eidgenössischen
Finanzverwaltung im Prozessführungs- und Inkassobereich. Der Ständerat befasste sich
als erster mit der Vorlage und verabschiedete sie nach Vorgabe seiner Kommission in
der Version des Bundesrates. Auch im Nationalrat war das Eintreten nicht umstritten
und die Gesetzesänderung wurde einstimmig angenommen . 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.2010
NATHALIE GIGER

Die Neue Finanzordnung 2021 soll es dem Bundesrat ermöglichen, die direkten
Bundessteuern (DBST) und die Mehrwertsteuer (MWST) befristet bis zum 31. Dezember
2035 auch weiterhin erheben zu können. Die geltende Finanzordnung erlaubt ihm dies
lediglich bis 2020. In der Wintersession beriet der Nationalrat als Erstrat den
entsprechenden Bundesbeschluss. Aufgrund der Wichtigkeit dieser Steuern – sie
machen gemeinsam mit CHF 42 Mrd. pro Jahr mehr als 60 Prozent des
Bundeshaushaltes aus – war die Verlängerung an sich unbestritten. Diskutiert wurde
stattdessen über die Frage, ob die Regelung wie bis anhin befristet werden soll oder
nicht – und allenfalls auf wie viele Jahre. Im Vernehmlassungsentwurf hatte der
Bundesrat wie bereits im Bundesbeschluss zur Neuen Finanzordnung im Jahr 2002 eine
Aufhebung der Befristung vorgeschlagen. Die Kantone hatten eine solche Änderung
grösstenteils befürwortet, die Verbände waren ungefähr zur Hälfte dafür, die Parteien
lehnten sie jedoch mehrheitlich ab. Der Bundesrat strich entsprechend den Vorschlag
aus dem Bundesbeschluss, was die Nationalräte jedoch nicht von dessen Diskussion
abhielt. Die sozialdemokratische und die grüne Fraktion beantragten durch einen
Antrag Birrer-Heimo (sp, LU) eine Aufhebung der Befristung mit der Begründung, dass
die Erhebung dieser Steuer aufgrund ihrer Relevanz sowie mangels Alternativen nicht in
Frage gestellt werden könne und daher die regelmässig wiederkehrenden
Abstimmungen darüber keinen Demokratiegewinn, sondern lediglich unnötige Kosten
mit sich bringen würden. Eine erneute Befristung sei zudem nicht zentral für die
kritische Diskussion des Steuersystems des Bundes sowie dessen Ausgaben und
Einnahmen, da eine solche kaum im Rahmen der Neuen Finanzordnung, sondern im
Rahmen von Sachabstimmungen stattfinde. Auf der anderen Seite bevorzugte die SVP-
Fraktion, in Form eines Antrags Amaudruz (svp, GE), eine Befristung der Steuern auf 10
anstelle von 15 Jahren, was dem Volk eine häufigere Überprüfung der Angemessenheit
dieser Steuern erlauben würde. Für den bundesrätlichen Vorschlag argumentierte Leo
Müller (cvp, LU), dass eine erneute Befristung auf 15 Jahre einerseits der Tatsache
Rechnung trage, dass die Aufhebung der Befristung der Bundessteuern bereits 1977,
1979 sowie 1991 an der Urne abgelehnt worden war, dass sie andererseits aber das Volk
nicht bereits in kürzester Zeit wieder an die Urne rufe – wie es bei einer Befristung auf
10 Jahre der Fall wäre. Diese Meinung teilte die Mehrheit des Nationalrats und nahm
den Entwurf des Bundesrates mit 178 zu 9 Stimmen an. Bestätigt wurde damit auch die
Streichung einer mit dem Inkrafttreten des Biersteuergesetzes vom 6. Oktober 2006
hinfällig gewordenen Übergangsbestimmung zur Erhebung der Biersteuer (Art. 196 Ziff.
15 BV). Die Vorlage geht nun an den Ständerat, abschliessend werden Volk und Stände
über die Verlängerung der Erhebung der Bundessteuern entscheiden. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2016
ANJA HEIDELBERGER

Noch deutlicher als zuvor der Nationalrat – nämlich einstimmig mit 37 Stimmen –
entschied auch der Ständerat, die neue Finanzordnung 2021 anzunehmen und damit
dem Bundesrat weiterhin die Möglichkeit zu geben, die direkten Bundessteuern (DBST)
und die Mehrwertsteuer (MWST) zu erheben. Eine dauerhafte Verankerung oder eine
kürzere Dauer der Verlängerung standen im Ständerat im Unterschied zum Nationalrat
nicht zur Debatte. Somit wird das Volk als Nächstes darüber entscheiden, ob diese zwei
Steuerarten auch in Zukunft erhoben werden sollen. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.05.2017
ANJA HEIDELBERGER

1) BBl, 2005, S. 5 ff.
2) AB NR, 2005, S. 208 ff., 372 ff., 384 ff. und 397 ff.
3) AB SR, 2005, S. 568 ff.
4) AB NR, 2005, S. 988 ff., 1343 ff. und 1529; AB SR, 2005, S. 775 ff., 810 f. und 879; BBl, 2005, S. 5973 ff.
5) BBl, 2007, S. 301 ff.; NZZ, 8.12.06.
6)  AB SR, 2007, S. 122 ff. und 952.; AB NR, 2007, S. 1355 ff. und 1734. ; BBl, 2007, S. 301 ff.
7) AB SR, 2008, S. 1016 ff. ; BBl, 2008, S. 2491 ff.
8) AB NR, 2009, S. 334 ff. und 596; AB SR, 2009, S. 206 und 282. 
9) BBI, 2009, S. 7207 ff.
10) AB SR, 2010, S. 266 ff. und 750; AB NR, 2010, S. 760 ff. und 1160; BBl, 2010, S. 4313 ff. 
11) AB NR, 2016, S. 2269 ff.; BBl, 2016, S. 6221 ff.; NZZ, 16.12.16
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12) AB SR, 2017, S. 354 f.
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